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Beklagte und Revisionsbeklagta
belgeladen:
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Der 120 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 13° Februar 1969 durch“

Bundesrichter ‘s c h m i d t h a 1 s
5 Vorsitzender _?

Bundesrichterin G e
y s e r

_
und

Bundesrichter Dr„ E r i e d e r i c h 89
Bundessozialrichter G r a e f und

Bundessozialr10hter & u n d g e b u r t

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Hessinhen Landessozialgerichts vom 21„ Mai 1968

mit den ihm zugrunde liegenden Feststellungen

aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht zurück—

verwiesen°
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Die Beteiligten streiten darüber‚ ob die ßeklegte
berechtigt war, dem Kläger die Kente wegen Erwerb3u

unfähigkeit (frühere Invalidenrente) zu entziehen°
Der am 270 Juni 1912 geborene Kläger, gelernter

Dreher, hat durch Verwundung beide Unterschenkel

verloren° ■r bezog sei August 1945 Invalidenrente°

Qeit dem 1„ Mai 1946 arbeitete
er als üchreibhilfe

auf der Bürgermeisterei seiner Heimetgemeinde

Bremthal (Main—Taunus—Kreis)o nm 1„ Februar 1957

wurde er zum Gemeinderechner berufeno Die beklagte

entzog dem Kläger die Rente mit Ablauf September 1961,

weil in den für die ßentengewährung maßgebend gewese—

nen Verhältnissen insofern eine Anderung eingetreten

sei, als sich der Kläger als Gemeinderechner in

Bremthal neue nenntnisse und Fähigkeiten erworben

habe und in dieser ihm zumutbaren Tätigkeit monat—

lich 550,——umverdiene (Bescheid vom 31° Juli 1961)°
Das oozialgericht (eG) hat den Bescheid aufgehoben°

Das Landessozialgericht (LSG) hat auf die Derufung
der Beklagten das Urteil des bG aufgehoben und die

Klage abgewiesen; es hat die Revision nicht zuge—
lasseno

Der Kläger hat gleichwohl gegen dieses Urteil nevision

eingelegte Er rügt Verletzung der @@105, 128 des

öozialgerichtsgesetzes (oGG)O

Der Kläger beantragt sinngemäß,

das Urteil des Hessischen LSG vom 210 Mai

1968 mit den ihm zugrunde liegenden Fest—
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stellungen aufzuheben und den Rechtsstreit

'zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das LSG zurückzuverweiseno

Die Beklagte und die 5eigeladene beantragen,

die Revision des Klägers als unzulässig

zu verwerfeney '

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung

durch Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden

erklärt° '

II

Die Revision des Klägers hat Erfolg° Das angefochtene

Urteil ist aufzuheben und die Sache an das LSG zurück—

zuverweisen° Die Revision ist, obgleich das Berufungs—

gericht sie nicht gemäß 5 162 Abs° 1 Nr° 1 SGG zugelas—

sen hat, gemäß 5 162 Abs„ 1 Nr° 2 sec statthaft, da
der Kläger wesentliche Mängel im Verfahren des Beru—

fungsgerichts rägt, die auch vorliegen (B5G 1, 150),

Die Revision rügt zu Recht eine Verletzung der 99 103,
128 SGG in dem Verfahren des LSG„ & 103 5GG schreibt

vor, daß das Gericht den Sachverhalt von Amts wegen

erforscht, ohne an das Vorbringen und die Beweisenträge

der Beteiligten gebunden zu sein„ Nach der ständigen

Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (B5G) kommt

es für die Frage, ob das LSG seine Pflicht, den dach—
verhalt

zu erforschen, nicht erfüllt und dadurch 5 105 öGG
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verletzt hat, darauf an, ob der Sachverhalt, wie er

dem LSG zur Zeit der Urteilsfällung bekannt gewesen
ist, von dessen sachlich—rechtlichen btandpunkt aus

zur Entscheidung des Rechtsstreits ausreichte, oder

ob er das LSG zu weiteren Ermittlungen hätte drängen

müssen (BBG SozR Nr° 7 zu 9 103 see)° Bei der vom
LSG vertretenen Rechtsauffassung hätte es sich9 wie die

Revision zutreffend rügt, gedrängt fühlen müssen, den

Sachverhalt dahin weiter aufzuklären, ob der nläger

die Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt9 um als

Kassenverwalter und qualifizierter Verwaltungsangestell—'

ter in anderen Gemeinden und bei anderen behörden tätig

zu
Sein°

"Das LSG hat seiner Entscheidung die Rechtsauffassung

zugrunde gelegt, daß die Beklagte.die kente'wegen

Erwerbsunfähigkeit entziehen darf, wenn der „lager

infolge einer Änderung in seinen Verhältnissen
nicht mehr berufsunfähig ist„ Das LSG hat angenommen9

in den für die Rentengewährung maßgebend gewesenen '

‚Verhältnissen sei insofern eine Anderung eingetreten,

als der Kläger durch den Erwerb neuer Kenntnisse

und Fähigkeiten seit der Bewilligung der kente nicht

mehr berufsunfähig im Sinne von 9 1246 Abso 2 der

■eichsversicherungsordnung sei und dieser Zustand

auch bereits zur Zeit der dentenentziehung am

500 September 1961 vorgelegen habeo nuf Grund der
Aussage des bürgermeisters der Gemeinde Bremthal,

des Zeugen lii.f
”%

hat das LbG als festgestellt

angesehen, der Kläger sei seit dem 1„ Februar 1957
ununterbrochen als Gemeinderechner tätig gewesen;

da er nach angabe des Zeugen diese arbeiten zufrie—

densteilend verrichtet habe, ergebe sich hieraus9
daß er sich die dafür erforderlichen Kenntnisse

und Fähigkeiten im Laufe der Jahre angeeignet habe„

Darüber hinaus verfüge der Kläger aber auch über
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Kenntnisse und Fähigkeiten eines angestellten der

Gemeindeverwaltung, denn er habe bis zum 31, De—

zember 1967 alle schriftlichen Verwaltungsarbeiten,

soweit sie der Bürgermeister nicht selbst erledigt

habe, verrichtet und sei insbesondere mit der

dentenantragstellung, dem btellen von 502ial—
hilfeanträgen, dem ausstellen von lohnsteuerkarten9

der Antragstellung für Reisepässe und Personalaus—

weise.sowie für Bodenbenutzungserhebungen befaßt

gewesen; der Kläger vérfüge daher im ganzen gesehen

über die nenntnisse und Fähigkeiten eines qualifi—

zierten Verwaltungsangestellten und könne nicht

nur in seiner Heimetgemeinde Bremthal sondern in

jeder anderen Gemeinde aber auch bei anderen

Behörden als Kassenverwalter und Verwaltungsan—

gestellter tätig sein° Auf diese Tätigkeiten, die

dem vom Kläger erlernten Beruf eines Drehers

mindestens sozial gleichwertig seien, müsse er
sich verweisen lassen°

Der Kläger hatte, worauf die Revision sich beruft,

bestritten, daß er die vollwertigen Kenntnisse und

fähigkeiteh ■ir die Tätigkeit eines Kassenverwalters

und Verwaltungsangestellten besitze° Hierfür hatte

er sich auf das Zeugnis des Leiters des Rechnungs—

prüfungsamtes des Landkreises Main-Taunus, Kreis-

amtmann erxn■zberufen, der wegen seiner gröweren

Sachkunde bekunden sollte, was er-bereits in seiner

schriftlichen erklärung vom 20 Juli 1963 (310 34 der
dozialgerichtsakte) angegeben habe und was im Wider—

f‘stehecspruch zu den angaben des Zeugen Ill

Der hreisamtmann PZII,

vom 2° Juli 1963 ausgeführt, der Kläger habe es

nicht-vermocht, "sich die Befähigung eines vollkommenen

{ hat in seiner nrklärung

Kassenverwaltere anzueignen, weil er — sicherlich
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seiner Beinamputation und der gesundheitlichen

Schäden wegen — an geeigneten Eachausbildungslehr—

gängen oder sonst geeigneten freien einrichtungen

nicht teilnehmen konnte"„ Diese Angaben des
hreisamtmanns rt üistehen im Widerspruch zu den

Angaben des Zeugen Ic:z:xzz und zu der Feststellung

des LbG in dem angefochtenen Urteil, der Kläger ver—
füge im ganzen gesehen über die Kenntnisse und

Fähigkeiten eines qualifizierten Verwaltungsenge—

stellten und könnte nicht nur in seiner ■eimatge—

meinde Brenthal sondern in jeder anderen Gemeinde,

aber auch bei anderen Behörden als nassenverwalter
tätig seine Das LbG hätte sich gedrängt fühlen müssen9

vor seiner Entscheidung diesen Widerspruch aufzu—

klären und den Kreisamtmann PI: ■nale Zeugen über die

in sein Wissen gestellten Tatsachen zu vernehmen()

Das LSG hat in seinem Verfahren auch die Vorschrift

»—des @ 128 Abs° 1 öatz 1 dGG verletzt, nach der das
“Gericht nach seiner freien aus dem Gesamtergebnis

\

'des Verfahrens gewonnenen Uberzeugung entscheidet;

denn es hat bei seiner Entscheidung nicht das

.Gesemtergebnis des Verfahrens berücksichtigt9 indem

es die Erklärung des Kreisamtmanns f :::va0m 20 Juli

1963 nicht beachtet hat°

Da die von der Revision gerügten wesentlichen Mängel

im Verfahren des LbG vorliegen, ist die nevision

nach % 162 abs° 1 Nr„ 2 5GG statthaft, ohne das ge—
prüft und entschieden werden muß, ob die weiteren

von der hevision gerügten Mängel im Verfahren des

LSG vorliegen° Es ist nicht auszuschließen9 daß das

Berufungsgericht zu einer anderen £ntsCheiuung gelangt

wäre? wenn es gesetzmäßig verfahren wäreo mangels

ausreichender Feststellungen kann das Revisionsgericht

in der sache selbst nicht entscheiden„ Las angefochtene

Urteil muß deshalb mit dem ihm zugrunde liegenden
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' Feststellungen aufgehoben und die Sache zur erneuten Ver-

handlung und Entscheidung an das LSG zurückverwiesen

werden (9 170 Abs° 2 5GG)°

Vor seiner erneuten Entscheidung wird das LSG die Ver—

nehmung des Kreisamtmanns P:II:: als Zeugen nachzuholen

‚ haben° Dabei wird es die Tätigkeitsmerkmale eines Ge—

meinderechners nach dem einschlägigen Tarif zu ermitteln

und auch zu prüfen haben‚ ob es zur Feststellung der

tatsächlich gegebenen beruflichen Qualifikation des Klägers

auch der Vernehmung des Edmund K:I:II (Blatt 258 der
LSG—Akten) bedarf° Schließlich wird es darüber zu befinden

haben, ob die Ausführungen des Sachverständigen Dro HÄIIII

die Feststellung rechtfertigen, der Kläger arbeite als
Gemeinderechner nicht auf Kosten seinerßesundheit°

nie Entscheidung, inwieweit die beteiligten außergericht—

liche Kosten zu erstatten haben„ bleibt der das Verfahren

abséhließenden Entscheidung vorbehalten°
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